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Bundesvorstandsklausur 

„CDU ist Reformmotor" 
m politischen Auftakt in 
!sem Jahr traf sich der 
ndesvorstand der CDU 
utschlands zu einer zwei- 
>igen Klausurtagung in 

mburg. 
In der Hansestadt legte 

r Bundesvorstand die po- 
schen Ziele für das lau- 
ide  Jahr  fest.   Mit   der 

„Hamburger Erklärung", in 
deren Mittelpunkt das „Pro- 
jekt Wachstum" steht, setzt 
die CDU ihre programmati- 
sche Arbeit nahtlos dort 
fort, wo sie im letzten Jahr 
auf dem Leipziger Bundes- 

parteitag aufgehört hat. Im 
Rahmen des Wachstums- 

projektes wird ein 

Laurenz Meyer & 
Hans-Gert Pöttering: 
„Made in Germany" 

muss als Markenzeichen 
erhalten bleiben 

Seite 5 

Dokumentation: 
„Deutschland kann mehr!" 
Hamburger Erklärung des 

Bundesvorstandes 
Innenteil 
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Bundesvorstandsklausur 

HEUTE AKTUELL 

Der neue CDU-Bundes- 
geschäftsführer stellt sich 
vor (Seite 4) Volker 
Kauder: Die Reformen 
müssen im Jahr 2004 wei- 
tergehen (Seite 6-7) 
Argumentationshilfe: 
SPD-Kahlschlag in der 
Forschungspolitik (Seite 
8-9) Hans-Gert Pötte- 
ring: Verfassung zum Ab- 
schluss bringen (Seite 11) 

Berliner Gespräch: 
Nach uns die Sinflut - 
Wohlstand auf Kosten der 
Zukunft? (Seite 12-13) 
Buchvorstellung: „Mein 
Weg" Angela Merkel im 
Gespräch mit Hugo Mül- 
ler-Vogg (Seite 14) 
Christian Schmidt: Erst 
Weißbuch, dann Reform 
(Seite 15-16) Dietrich 
Austermann: Eichel mit 
Mogelpackung (Seite 16- 
17) Peter Götz: Rot- 
Grün verschleppt Graffi- 
ti-Bekämpfung (Seite 17- 
18) Karl-Josef Lau- 
mann: Clement muss Ger- 
ster sofort entlassen (Sei- 
te 18-19) Dirk Fischer: 
Konzeptloser Mautminis- 
ter (Seite 19) 

umfassendes Konzept 
zur Belebung der Wachs- 
tumskräfte in allen Berei- 
chen von Wirtschaft und Ge- 
sellschaft erarbeitet. Bei der 
Vorstellung des Projektes 
betonte Angela Merkel, nur 
aus Wachstum entstehe 
Wohlstand, Beschäftigung 
und Sicherheit. 

Zusätzliche Impulse für 
das „Projekt Wachstum" gab 
der Präsident des Münchner 
ifo-lnstituts auf der Klausur- 
tagung. In einem Vortrag 
betonte Hans-Werner Sinn, 
dass es vorrangiges Ziel der 
Politik sein müsse, den Ar- 
beitsmarkt „wieder flott" zu 
bekommen. Der Staat müsse 
Partner der Wirtschaft wer- 
den und nicht Konkurrent 
sein. Die Partei- und Frak- 
tionsvorsitzende im Deut- 
schen Bundestag, Angela 
Merkel, kündigte an, dass 
der Acht-Punkte-Katalog für 
mehr Wachstum und Be- 
schäftigung bis Ende des 
Jahres abgearbeitet werden 

solle. Die Ergebnisse der 
acht Arbeitspakete würden 
dann vom Bundesvorstand 
zu einem Leitantrag an den 
Parteitag am 6. und 7. De- 

zember in Düsseldorf zu- 
sammengefasst werden. Ge- 
meinsam mit den Beschlüs- 
sen des vergangenen Jahres 
sollen sie in einen „Master- 
plan Deutschland" münden, 
der festlegt, was kurzfristig 
anzugehen ist und was auf 
mittlere bis längere Frist er- 
reicht werden soll. 

Steuerreform 

Die CDU bekräftigt in der 
Hamburger Erklärung das 
von Friedrich Merz erarbei- 
tete und auf dem Leipzi- 
ger Parteitag beschlossene 
Steuerkonzept. „Denn nur 
was wirklich einfach ist, 
kann auch wieder zu mehr 
Gerechtigkeit führen." An- 
gela Merkel forderte des- 
halb eine fundamentale Re- 
form für das Steuerrecht. 
„Uns geht es nicht darum, 
am bestehenden Einkom- 
mensteuerrecht herumzu- 
doktern," sagte Angela Mer- 
kel. Eine Einigung mit der 
rot-grünen Bundesregierung 
sei nur möglich, wenn es ei- 
ne Neufassung des Einkom- 

mensteuerrechts gebe.  Der 
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Bundesvorstandsklausur 

Bundesvorstand forderte in 
der „Hamburger Erklärung" 
von der Bundesregierung 
„einen Gesetzentwurf für ei- 

ne umfassende Steuerre- 
form vorzulegen." Angela 
Merkel betonte, dass auch in 
künftigen Gesprächen mit 
der Regierung gelten werde, 
„erst das Land, dann die Par- 
tei". Die Haltung der CDU 

sei weiterhin, dass die Vor- 
teile einer Maßnahme ihre 
Nachteile überwiegen müs- 
sten. Angela Merkel zeigte 
sich zuversichtlich, dass sich 
CDU und CSU auf ein ge- 
meinsames Steuerkonzept 
bis zur gemeinsamen Sit- 
zung beider Parteipräsidien 
am 7. März einigen werden. 
Die Parteivorsitzende führte 
aus, es sei durchaus mög- 
lich, eine Steuerreform stu- 

fenweise umzusetzen. Da- 
mit könnten zu große Ein- 
nahmeverluste vermieden 
werden, weil im ersten Jahr 
eine Senkung der Steuersät- 
ze voll, der Subventionsab- 
bau aber noch nicht voll zur 
Wirkung käme. Klar müsse 
aber sein, dass ein neues 
Fundament für das Steuer- 
recht nötig sei. 

Bekämpfung der 
Schwarzarbeit 

Vom Bundesvorstand be- 
kräftigt wurden auch die auf 
dem Leipziger Parteitag ver- 
abschiedeten Konzepte zur 
Sicherung der Sozialsyste- 
me und die Vorschläge zur 
Flexibilisierung und Bele- 
bung   des   Arbeitsmarktes. 

HAMBURGER ERKLÄRUNG 

CDU-Wachstumsprojekte 2004 
1. Mehr Wachstum durch Arbeit in neuen Erwerbs- 

strukturen 
2. Mehr Wachstum durch mehr Wettbewerb 
3. Mehr Wachstum durch technologische Innovation 
4. Mehr Wachstum durch Qualifikation und Eliten- 

bildung 
5. Mehr Wachstum durch moderne Infrastruktur 
6. Neue Wachstumsstrategien für Regionen im 

Strukturwandel 
7. Wachstumschancen durch die EU-Erweiterung 
8. Mehr Wachstum durch modernes Regieren und 

Verwalten 
siehe UiD-Dokumentation (Innenteil) oder auf den 

Sonderseiten www.projekt-wirtschaftswachstum.de 

Sie seien „hervorragend ge- 
eignet", für „unser Land ei- 
nen neuen Anfang zu schaf- 
fen und den Weg in eine bes- 
sere Zukunft zu ebnen", so 
Angela Merkel. 

In ihrer Erklärung wendet 
sich die CDU-Führung im 
Zusammenhang mit dem 
von der Bundesregierung 
geplanten Gesetz zur schär- 
feren Bekämpfung der 
Schwarzarbeit in Privathaus- 
halten auch gegen eine 
„Kriminalisierung ganzer Be- 
völkerungsgruppen". Not- 
wendig seien „angemessene 
und wirksame Anreize, um 
als Arbeitgeber legal zu be- 
schäftigen und als Arbeit- 
nehmer legal beschäftigt zu 

werden". Ohne einen funk- 
tionierenden Niedriglohn- 
bereich und ohne Belebung 
des Potenzials bei haus- 
haltsnahen Dienstleistun- 
gen werde Deutschland 
sein Beschäftigungsp'oblem 
nicht lösen können, heißt es 
in der Erklärung. 

Vor der Klausurtagung 

hatte Angela Merkel zusam- 
men mit dem Hamburger 
Bürgermeister Ole von Beust 
den Wahlkampf in Hamburg 
eröffnet. Auch andere Mit- 
glieder des CDU-Bundes- 
vorstandes hatten vor Be- 
ginn der Klausurtagung 
Wahlkampftermine in der 
Hansestadt bestritten, wo 
am 29. Februar eine neue 
Bürgerschaft gewählt wird. 
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Aus der CDU-Bundesgeschäftsstelle 

Neuer Bundesgeschäftsführer im Amt 
Biografische Daten: 

geb. 30. Juli 1956 in Leut- 
kirch/Allgäu; katholisch; ver- 
heiratet; drei Kinder 
• Studium der Volkswirt- 
schaftslehre, Geschichte 

und Politikwissenschaft an 
der Universität des Saarlan- 
des und University of Was- 
hington, Seattle, Wa., USA; 
1985 Promotion zum Dr. 
rer. pol. in Volkswirtschaft 
und Politikwissenschaft; 
• 1983-84: Assistent am 
Institut für Politikwissen- 
schaft der Universität des 
Saarlandes; 

• 1984-2002: verschiedene 
Verantwortungen im Deut- 
schen Industrie- und Han- 
delskammertag in Bonn und 
Berlin, u.a. in der Deutsch- 
Französischen Industrie- und 
Handelskammer, Paris. 
• 2003: Stellvertretender 
Generalsekretär der Konrad- 
Adenauer-Stiftung. 

Acht persönliche Fragen: 
• 1. Was reizt Sie am 

meisten an Ihrem neuen 
Job als CDU-Bundes- 
geschäftsführer? 

Ich freue mich auf die Zusam- 
menarbeit mit Parteifreun- 
den auf allen Ebenen und 
möchte meinen Beitrag dazu 
leisten, dass die CDU überall 
erfolgreich ist und spätestens 
2006 wieder Regierungsver- 

Dr. Johannes von Thadden 

antwortung   übernehmen 
kann. Denn Deutschland kann 
mehr - mit der CDU. 
m 2. Deutschland hat gute 

Chancen, weil... 
hier viele leistungsfähige und 
leistungsbereite Menschen le- 
ben und arbeiten und weil wir 
Deutsche immer wieder be- 
weisen, dass wir Herausfor- 
derungen meistern können. 

m 3. Deutschland kann 
mehr als derzeit, wenn ... 

wir alle die Ärmel hochkrem- 
peln, die Eigeninitiative stärken 
und unsere Werte bewahren: 
Demokratie,  Menschenrechte, 
Soziale Marktwirtschaft. 

m 4. Mit welcher Persönlich- 
keit  der Weltgeschichte 
würden   Sie  gerne   ein 
Gespräch   führen,   wenn 
Sie die Möglichkeit dazu 
hätten? 

Mit Konrad Adenauer; denn 
„Deutschlands Bester" hätte 
sicher auch heute manch klu- 

gen und humorvollen Rat. 
m 5. In welches Land wür- 

den Sie gehen, falls man 
Ihnen einen Botschafter- 
posten anbieten würde? 

Bundesgeschäftsführer      der 
CDU zu sein, finde ich interes- 
santer.   Beruflich  und privat 
kenne ich ca. 80 Länder: Frank- 
reich, die USA, Polen und Israel 
sind mir besonders nahe. 

• 6. Können Sie von Politik 
ganz abschalten und wenn 
ja, wie? 

In der Familie geht das leicht, 
aber auch mit Freunden; 
denn es gibt auch andere 
wichtige und schöne Beschäf- 
tigungen. Ich spiele z.B. be- 
geistert Doppelkopf. 

• 7. Welche drei Bücher 
stehen auf Ihrer Best- 
sellerliste ganz oben? 

Da reichen drei nicht, weil ich 
gerne und viel lese, besonders 
Biographien und politische 
Krimis. Derzeit bin ich fast 
durch die dicke Lebensbe- 
schreibung über Adenauer 
von Prof. Schwarz und freue 
mich auf den neuen Krimi von 
Eliot Pattison, ein beeindru- 
ckender Kenner Chinas und 
besonders Tibets. 

• 8. Welche drei Dinge 
würden Sie mit auf eine 
einsame Insel nehmen? 

Nicht Dinge, sondern Men- 
schen. Nicht drei, sondern 
vier: meine Familie. 
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Europapolitik 

Laurenz Meyer/Hans-Gert Pöttering: 

„Made in Germany" muss als 
Markenzeichen erhalten bleiben 

Zu den Plänen der EU- 
Kommission für die Ab- 
schaffung nationaler Her- 

kunftszeichen erklärten 
der CDU-Spitzenkandidat 
für die Europawahl, Hans- 
Gert Pöttering, und CDU- 
Generalsekretär Laurenz 
Meyer: 

Das Gütesiegel „Made in 
Germany" ist seit Jahrzehn- 
ten in aller Welt als Marken- 
zeichen für deutsche Wert- 

arbeit bekannt. Es darf nicht 
durch die anonyme Her- 
kunftsbezeichnung „Made 
in the EU" abgelöst werden. 
Bei allem Verständnis für 
die Notwendigkeit einer 
Harmonisierung des eu- 
ropäischen Marktes: Diese 
Schnapsidee der Brüsseler 
Bürokratie lehnen wir ge- 
nauso entschieden ab wie 
alle Bestrebungen für eine 

eurokratische Gleichmache- 
rei! Gerade die nationale 
und die regionale Identifi- 
zierung von Produkten ist 
Teil unseres Reichtums, den 
wir uns nicht kaputt machen 
lassen. 

Zudem setzt eine solche 
Form der Überreglementie- 
rung die Akzeptanz des eu- 
ropäischen Gedankens in 
der Bevölkerung aufs Spiel. 

Denn man 
kann weder 
die Bürgerin- 
nen und Bür- 
ger in 
Deutschland 
noch die Be- 
triebe dazu 
zwingen, auf 
die Identifi- 
zierung mit den von ihnen 
hergestellten Produkten zu 
verzichten. Damit einher- 
ginge ein unschätzbarer 
Verlust von Traditionen, auf 
die die Menschen doch zu 
recht stolz sind. 

Garant für 
Zuverlässigkeit 

Aber auch die Konsu- 
menten haben ein Anrecht 
darauf zu erfahren, in wel- 
chem europäischen Land ei- 
ne Ware hergestellt wurde. 
Da Deutschland den Wett- 
bewerb um die billigsten 
Produkte nicht gewinnen 
kann, muss es auf dem in- 
ternationalen Markt mit 
Qualität überzeugen. Und 
hier gilt nach wie vor: „Ma- 
de in Germany" ist ein Ga- 
rant für Zuverlässigkeit. Für 
die   Wirtschaft   beinhaltet 

dieses Gütesiegel auch wei- 
terhin die Verpflichtung, 
dass die einzelnen Kom- 
ponenten des Produktes 
tatsächlich in Deutschland 
gefertigt wurden. Nur wo 
deutsche Wertarbeit drin 
ist, darf auch „Made in Ger- 
many" draufstehen. 

Verstoß gegen Sub- 
sidiaritätsgedanken 

Deshalb fordern wir die 
rot-grüne Bundesregierung 
auf, dieses Gütesiegel in 
Brüssel nicht leichtfertig 
aufs Spiel zu setzen. Das 
Markenzeichen „Made in 
Germany" muss erhalten 
bleiben. Alles andere ist 
absurd, unnötig und wider- 
spricht im Übrigen auch 
dem Gebot der Subsidi- 
arität in der Europäischen 
Union. 
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Volker  Ka uder: 

Die Reformen müssen im Jahr 2004 
weitergehen 

Das Jahr 2003 hat für 
Deutschland einen opti- 
mistisch stimmenden Aus- 
klang gefunden: Ein erster 
Schritt auf dem steinigen, 
aber notwendigen Reform- 
weg ist gelungen. Die Union 
hat auch in der Opposition 

ihre gesamtstaatliche Ver- 
antwortung unter Beweis 
gestellt. 

Positives Signal 

Das Paket des Vermitt- 
lungsausschusses enthält 
mit dem teilweisen Vorzie- 
hen der Steuerreformstufe 
eine Entlastung der Bürger, 
ohne allzu sehr über neue 
Schulden finanziert zu wer- 
den. Damit haben wir si- 
chergestellt, dass die Bela- 
stung auch für künftige Ge- 
nerationen nicht zu groß ist 
und dennoch im kommen- 
den Jahr die Steuerlast für 
jeden Einzelnen insbeson- 
dere für die unteren Ein- 
kommensgruppen sinkt. 
Gleichzeitig sind bei Ar- 
beitslosen - und Sozialhilfe, 

in der Arbeitsmarktpolitik 
oder bei der Gemein- 
definanzreform notwendige 
Signale gesetzt worden für 

Wachstum aus eigener Kraft 
und neue Arbeitsplätze in 
Deutschland. Das ist ein po- 
sitives Signal für den Stand- 
ort Deutschland. 

Dennoch dürfen wir uns 

nicht darüber hinwegtäu- 
schen lassen, dass weitere 
große Aufgaben noch vor 
uns liegen. Der ausgehan- 

delte Kompromiss mit der 
Regierung war allenfalls ein 
kleiner Schritt in die richti- 
ge Richtung. Auch im neuen 
Jahr müssen wir Reformen 
in Angriff nehmen, die un- 

ser Land tatsächlich wieder 
nach vorne bringen: 

Steuerstrukturreform 

Da ist zunächst eine 
neue, richtige Steuerstruk- 
turreform, die als Kennzei- 
chen weniger Steuern und 

weniger Ausnahmen auf- 
weist und damit die Steuer- 
erklärung für den Bürger 
wieder verständlich und 
transparent macht und zu- 
gleich die Wettbewerbs- 

fähigkeit Deutschlands ver- 
bessert. 

Bundestaatliche 
Ordnung 

Da ist weiterhin die Mo- 
dernisierung der der bun- 

desstaatlichen Ordnung, bei 

der die Machtverteilung 
zwischen Bund und Ländern 
neu definiert wird, so dass 
der Bürger einerseits die 
Verantwortung für politi- 
sche Entscheidungen wieder 
genauer zuordnen und bei 
seiner Wahlentscheidung 
berücksichtigen kann und 
andererseits die Handlungs- 
fähigkeit des Staatsschiffes 
Deutschland im Sinne des 

Bürgers gestärkt wird. 

Arbeitsmarkt 

Da ist auch die weitere 
Befreiung des Arbeitsmark- 
tes von Fesseln, die neue 

Arbeitsplätze für die Arbeit 
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Reformdebatte 

suchenden Menschen ver- 
hindern: die Öffnung des 

Flächentarifvertrages, die 
Einschränkung der betriebli- 
chen und überbetrieblichen 
Mitbestimmung, die Wo- 
chenarbeitszeit, die weitge- 
hende Deregulierung der 
Produktmärkte, angefangen 
von der Abschaffung der 
verbleibenden Ladenschlus- 
szeiten bis hin zu einer Libe- 
ralisierung der deutschen 

Wettbewerbsgesetze. 

Wachstumsbereiche 

Um Deutschland schließ- 
lich wieder leistungsfähig zu 
machen, müssen neben den 
notwendigen Strukturrefor- 
men auch die zukunftsträch- 
tigen Wachstumsbereiche 
ausfindig gemacht und ge- 
fördert werden. Wir müssen 
in diese Bereiche investie- 
ren, materiell und ideell; wir 
müssen die Menschen in 
Deutschland motivieren, ih- 
nen Mut machen und Selbst- 
vertrauen geben, indem wir 
ihnen sagen, in welchen Be- 
reichen wir immer noch gut 

sind bzw. Entwicklungspers- 
pektiven haben. 

Gründergeist 

Wir brauchen einen neu- 
en Gründergeist in der Ge- 
sellschaft, bei dem Vertrauen 

in Leistung, Eigenverantwor- 
tung und Eigeninitiative wie 
in den Anfangsjahren der 
Republik vorhanden sind. 
Markenzeichen des deut- 
schen Wirtschaftswunders 
war einst das Gleichgewicht 
zwischen Chancen- und 
Leistungsgerechtigkeit, zwi- 
schen Freiheit, Gerechtigkeit 
und Solidarität. Daran müs- 
sen wir uns erinnern, dies 
müssen wir neu entwickeln 
und wieder ausjustieren. Wir 
werden uns leiten lassen von 
einem Freiheitsbegriff, der 
gegen staatliche Überregu- 

lierung und Bevormundung 
steht, der aber zugleich von 
sozialer Verantwortung wi- 
der einen ungezügelten Ego- 
ismus geprägt ist. Freiheit 
durch eine auf das Wettbe- 
werbsprinzip gestützte Ord- 
nung, die wiederum auf ethi- 
schen und sozialen Prinzipi- 
en gründet. 

Kontroverse 
Diskussion 

Die weiteren Reformen, 

die Deutschland braucht, 
sind allesamt kontrovers, 
weil sie Verlierer und Ge- 
winner haben werden. Aber 
sie werden das Land als 
Ganzes voran bringen. In 
Deutschland brauchen gro- 
ße Änderungen breite 
Mehrheiten; die Union ist 
auch so lange sie die Regie- 

rung noch nicht stellt, dazu 
bereit. Das, was die Regie- 
rung Agenda 2010 nennt, 
kann nur der Anfang ge- 
wesen sein. Die wirkli- 
chen Strukturreformen, die 
Deutschland noch vor sich 
hat, werden gegen starke 
Interessengruppen durch- 
zusetzen sein - links wie 
rechts. Aber um der Krise zu 
begegnen und um Deutsch- 
land wieder nach vorne zu 
bringen, müssen wir den 
Menschen in unserem Land 
ehrlich sagen, was auf sie 
zukommt. Alles, was da- 
hinter zurückbleibt, kann 
Deutschland nicht tatsäch- 
lich gesunden lassen. Wer 
dies nicht bekennt, handelt 
nicht im Sinne Deutsch- 
lands und seiner Menschen. 

Die Niederlande, Großbri- 
tannien, skandinavische 
Staaten und andere sind 
heute Modelle für Erneue- 
rung. Unser Land muss den 
Rückstand zu diesen Nach- 
barn und Partnern aufholen. 
Eine Wirtschaftsnation wie 
Deutschland mit immer 
noch gut ausgebildeten, 
fleißigen Menschen und 
starken Industrien ist dazu 
aber fähig. Die Reformen in 
Deutschland müssen im 
Jahr 2004 weitergehen! 

Volker Kauder ist Ers- 

ter Parlamentarischer Ge- 
schäftsführer der CDU/ 
CSU-Fraktion im Deutschen 
Bundestag. 
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Für die Praxis 

Argumentationshilfe 

SPD-Kahlschlag in der Forschungspolitik 
Zum „Jahr der Innovatio- 

nen" erklärte die Bundesre- 
gierung das Jahr 2004. Und 

in seiner Neujahrsanspra- 
che erklärte Gerhard Schrö- 
der, die Bundesregierung 
wolle Deutschland bei Erfin- 
dungen, bei Innovationen in 
Forschung und Technik an 
der Weltspitze sehen. 

Ein Blick auf die For- 
schungs- und Bildungspoli- 
tik der Bundesregierung 
zeigt, dass die Realität ganz 
anders aussieht: 

Weniger Geld für Bil- 
dung und Forschung 

Während die Ausgaben 
im Bundeshaushalt 2004 
insgesamt steigen, kürzt die 
Regierung die Mittel für Bil- 
dung und Forschung um 155 
Mio. Euro. Hinzu kommt ei- 

ne „globale Minderausgabe" 

von 84 Mio. Euro, die die Re- 
gierung Schröder dem Bil- 
dungs- und Forschungs- 
haushalt zur Stabilisierung 

des Rentenbeitragssatzes 
auferlegt hat. Damit kürzt 
Rot-Grün die Mittel für Bil- 
dung und Forschung um ins- 
gesamt 239 Mio. Euro. Ein 
Blick ins Ausland: Harvard 
investiert derzeit 3 Mrd. 
Dollar, das ist mehr als das 

Doppelte eines Jahresbud- 
gets der Max-Planck-Gesell- 
schaft. Bereits 2003 fehlten 
den deutschen Forschungs- 
organisationen rund 75 Mio. 
Euro. Die renommierte Max- 
Planck-Gesellschaft muss 12 
Einrichtungen schließen. 
• Weniger Geld für den 
Hochschulbau 

Mit  135   Mio.  Euro  er- 
fährt der Hochschulbau ei- 

nen besonders drastischen 
Rückgang (-12,7 %). Der 

Haushaltsansatz für 2004 
liegt unter dem Volumen, 
das erforderlich wäre, um 
die laufenden Vorhaben 
weiter zu finanzieren. Eine 
Finanzierung neuer Vorha- 

ben - insbesondere neuer 
„Spitzenuniversitäten", wie 
sie die SPD gerade be- 
schlossen hat - ist so un- 
möglich. 

Vernachlässigung der 
Projektforschung 

Die Bundesregierung 
vernachlässigt die Projekt- 
forschung. Die Schere zwi- 
schen Projekt- und institu- 

tioneller Forschungsförde- 
rung öffnet sich weiter zu 

ungunsten der Projektfor- 
schung: Von 2002 auf 2003 

wurde die Projektförderung 

AUFFÄLLIGSTE KÜRZUNGEN IM BUNDESHAUSHALT 2004 

Zukunftsinitiative Hochschule: 

- 200,2 Mio. Euro 

Regionalen Wachstumskerne 
in den neuen Ländern:      - 24,4 Mio. Euro 

Nationales Genomforschungsnetz: 

- 17 Mio. Euro 
(neuer Titel „Biomedizinische Forschung") 

Nanoelektronik und Nanomaterialien: 

- 6,063 Mio. Euro, 

nationales Weltraumprogramm: 

- 3,343 Mio. Euro 

Produktionssysteme und -technologien: 
- 1,2 Mio. Euro. 

optische Technologien:    - 0,7 Mio. Euro, 

Ausgaben für Hochschulen, Wissen- 
schaft und Ausbildungsförderung: 

- 56,835 Mio. Euro. 

Zuwendungen für überbetriebliche 
berufliche Ausbildungsstätten: 

-5,11 Mio. Euro. 

Zuwendungen für das Bundesinstitut für 
Berufsbildung: - 4,103 Mio. Euro 
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bereits um 4,3 Prozent ge- 
kürzt, von 2003 auf 2004 
nochmals um 8,2 Prozent. 

Mangelhafte Hochschul- 
politik der Bundesregie- 
rung 

Rot-Grün 
• verweigert sich dem Vor- 

schlag, das Auswahlrecht 
der Hochschulen und der 
bestqualifiziertesten Be- 
werber zu stärken; 

• hat aus dem Hochschul- 
rahmengesetz ein Zwangs- 

korsett gemacht; 
• sperrt sich gegen die Ein- 

führung von Studien- 
beiträgen; 

• gängelt die Universitäten 
mit der Regeleinführung 
der Juniorprofessur und 
der faktischen Abschaf- 

fung der Habilitation; 
• ist verantwortlich für die 

Verschlechterung der Be- 
treuungsrelation (vor 25 
Jahren betreute ein Wis- 
senschaftler 13 Studen- 
ten, heute 24) 

• kündigt seit 5 Jahren eine 
Reform des starren BAT- 
Gefüges an. Bislang ist 
nichts passiert. Dabei ist 
der derzeitige BAT für 
die Wissenschaft wettbe- 
werbsfeindlich. Im Er- 
gebnis verlassen jährlich 
etwa 25.000 Wissen- 
schaftler Deutschland, 
weil sie im Ausland bes- 
sere Aufstiegschancen 
vorfinden. In den letzten 
Jahren gab es keinen ein- 

zigen deutschen Nobel- 
preisträger mehr, der 
auch in Deutschland 
forscht. 
Deutsche Technologie- 

branchen in der Krise 
Nur noch der Automo- 

bilbau kann sich an der 
Weltspitze  behaupten, an- 

SERVICEPUNKT 

Die forschungspoliti- 
sche Sprecherin der 

CDU/CSU-Bundestags- 

fraktion, Katherina 
Reiche, hat die Wei- 

marer Leitlinien 

„Innovation" des SPD- 

Vorstandes analysiert. 

Sie finden die Analyse 

im CDU-Mitglieder- 

netz unter 

www.cdunet.de, 

Navigationspunkt 

„Infos", Stichwort „Ar- 

gumente" 

dere technologieorientierte 
Branchen haben Probleme. 
Bei der Informationstechnik 
ist Deutschland weit ab- 
geschlagen, die deutschen 
Biotechnologieunternehmen 
sind in der Krise und unser 
Land hat auch längst seinen 
Status als „Apotheke der 
Welt" verloren, denn phar- 
mazeutische und chemische 
Industrie wandern ab. Neu- 
gründungen von Technolo- 
gieunternehmen, wie in den 

90er Jahren, gibt es kaum 
noch. Der Welthandelsan- 
teil Deutschlands bei for- 
schungs- und technologie- 
intensiven Waren ist auf ein 
Tief von 13 Prozent gesun- 
ken. 

Strategieschwächen 
Die rot-grüne Bildungs- 

und Forschungspolitik hat 
kein Profil. Auf zukunfts- 
weisenden Förderfeldern 
wie der Biotechnologie oder 
der Nanotechnologie fehlt 
eine Strategie, ein nationa- 
les Konzept. Unverbindliche 
Ideen wie „Nachhaltigkeit" 
oder „Chancengleichheit" 
werden dagegen großzügig 
gefördert. Aus strategischer 
Sicht aber grundlegende 
Aspekte wie z.B. Wert- 
schöpfung und/oder Jobs in 
der Zukunft oder technolo- 
gische Unabhängigkeit wer- 
den vernachlässigt. Presti- 
ge-Projekte wie die Ganzta- 
gesschule erhalten mit ei- 
ner Milliarde Euro fast 
ebenso viele Mittel wie die 
Forschungsorganisationen 
Max-Planck, Fraunhofer und 
Leibniz zusammen. 

Die vollständige Analyse 
der CDU-Bundesgeschäfts- 
stelle „SPD-Kahlschlag in 
der Forschungspolitik. 
Deutschland braucht Taten 
statt schöner Worte" finden 
Sie im CDU-Mitgliedernetz 
unterwww.cdunet.de, Navi- 
gationspunkt „Infos", Stich- 
wort „Argumente". 
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Wahlkampf in  Hamburg 

Ole von Beust als Spitzenkandidat 
nominiert 

Der Wahlkampf in der 
Hansestadt Hamburg hat 
begonnen und ein Höhe- 
punkt reiht sich an den an- 
deren. 

Den Auftakt bildeten 
mehrere Wahlkampfauftrit- 
te mit Mitgliedern des Bun- 
desvorstands vor der Bun- 
desvorstandsklausur. Am 
14. Januar wurde der Erste 
Bürgermeisters Ole von 
Beust zum Spitzenkandida- 
ten der Hamburger CDU für 
die Bürgerschaftswahl am 
29. Februar 2004 nominiert. 
Der nächste Höhepunkt 
folgt am 24. Januar: Dann 

legt die Landesvertreterver- 
sammlung die Landesliste 
der Hamburger CDU zur 
Bürgerschaftswahl fest. Die 
Landesliste für die Bürger- 

schaftswahl   gewinnt   eine 

besondere Bedeutung, 
da Hamburg als Stadt- 
staat keine Wahlbezir- 
ke kennt. 

Als einen der Wahl- 

kampfhöhepunkte ist 
auch der 21. Januar 
vorzumerken. An die- 
sem Tag wird das CAFE 
Ole - die Wahlkampf- 

lounge der Hamburger 
CDU - nur 60 Meter 
vom Hamburger Rat- 

hausmarkt entfernt vom Er- 
sten Bürgermeister Ole von 
Beust offiziell eröffnet. Start 
ist um 11.30 Uhr in den Al- 
sterarkaden 21. 

Das Cafe Ole ist Treff- 
punkt und zugleich Infor- 

mations- und Veranstal- 
tungsort für alle interessier- 

ten Hamburgerinnen und 
Hamburger. Das Cafe Ole 

hat bis zum 29. Februar, 
Dienstags bis Freitags von 
10-19 Uhr und Samstags 
von 10-16 Uhr geöffnet und 
bietet bei einem frischen 
Milchkaffee viele inte- 
ressante Informationsmög- 
lichkeiten und Überra- 
schungen. 

Zugleich ist das Cafe Ole 
das Büro der Initiative „Ich 
bin für Ole". Zusammen mit 
der CDU Hamburg sammelt 

die Initiative Unterschriften 
für Ole von Beust. Auch 
bundesweit werden Unter- 
schriften gesammelt. Ab so- 
fort kann jeder im Internet 
die Seite www.ich-bin-fuer- 
Ole.de an klicken und seine 

Sympathiebekundung onli- 
ne abgeben. 

•M     BUCHTIPP 

Christina Holtz-Bacha 
(Hrsg.). Die Massenme- 

dien im Wahlkampf. Die 

Bundestagswahl 2002, 

Westdeutscher Verlag, 
Wiesbaden 2003, 

280 Seiten, 32,90 Euro 

Professioneller     Wahl- 

kampf bedeutet Medien- 

wahlkampf.   Die   Medien 

spielen die Hauptrolle bei 

der Vermittlung von Poli- 

tik  an  die Wählerschaft. 

Dieser Reader versammelt 

rund   ein   Dutzend   Bei- 

träge, die die Ergebnisse 
aus empirischen Untersu- 

chungen zur Rolle der Me- 

dien im modernen Wahl- 

kampf präsentieren. 
Empfehlung: Ein Muss für 
jeden, der das Wechsel- 

spiel Medien und  Politik 
verstehen will. 
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Hans-Gert Pöttering: 

Verfassung zum Abschluss bringen 
Die Verabschiedung der 
europäischen Verfassung 
muss Priorität der Prioritä- 
ten für die irische Ratsprä- 
sidentschaft sein. 

Diese Aufforderung hat 

der Vorsitzende der EVP-ED- 
Fraktion und Spitzenkandi- 
dat der CDU für die Europa- 
wahl, Hans-Gert Pöttering, 
an den amtierenden irischen 
Ratsvorsitzenden, Bertie 
Ahem, im Plenum des Eu- 
ropäischen Parlaments ge- 
richtet. Das Scheitern des 

Gipfels in Brüssel dürfe nicht 
das Scheitern der Verfas- 
sung bedeuten. Pöttering 
sagte dem irischen Ratsvor- 
sitz die Unterstützung seiner 
Fraktion für die erfolgreiche 
Verabschiedung der Verfas- 
sung zu. Dabei dürfe das 
Prinzip der doppelten Mehr- 
heit nicht wie von Bundes- 
kanzler Schröder von Anfang 
an als unumstößliche Vor- 
aussetzung für die Annahme 
behandelt werden. Auch 
wenn das Prinzip richtig sei, 
müssten sich alle Beteiligten 
aufeinander zu bewegen, um 
eine tragfähige Lösung zu 

finden. 
Pöttering nannte die Dis- 

kussion um ein „Kern- 
europa" als in der Sache 
falsch. Diese Debatte werde 
den  Abschluss  der Verfas- 

sung erschweren oder sogar 
verhindern. „Hören wir auf, 
über 'Kerneuropa' zu disku- 
tieren und arbeiten vielmehr 
am erfolgreichen Abschluss 
der Verfassung", appellierte 
Pöttering an die Europäische 
Kommission und den iri- 
schen Ratsvorsitz. 

Europawahl 

Im Hinblick auf die Be- 
nennung eines Kandidaten 
für die Aufgaben des Kom- 
missionspräsidenten, die 
voraussichtlich noch unter 
irischem Vorsitz nach den 
Europawahlen vorgenom- 
men werden wird, erklärte 
Pöttering, dass die Benen- 
nung das Ergebnis der Eu- 
ropawahlen widerspiegeln 

müsse wie dies auch im 
Verfassungsentwurf vorge- 
sehen sei. Die EVP-ED-Frak- 
tion werde nicht nochmals 

eine Situation wie 1999 ak- 
zeptieren, als die EVP-ED- 
Fraktion die Wahlen gewon- 
nen hat und die anderen die 
Positionen bekamen. Gleich- 

zeitig forderte Pöttering 
Kommissionspräsident Ro- 
mano Prodi auf, auch bei der 
Benennung der Kommissare 
aus den 10 neuen Mitglieds- 
länder die politische Ausge- 
wogenheit der Kommission 
zu beachten. 

Pöttering forderte die 
irische Ratspräsidentschaft 
auf, die Beziehungen zu den 
USA im Sinne einer gleichbe- 
rechtigten Partnerschaft zu 
definieren und auszubauen. 
Dies schließe allerdings eine 
kritische Haltung gegenüber 
den USA in der Guantana- 
mo-Frage nicht aus. Grund- 
rechte müssten für a'le Men- 
schen gelten und daran soll- 
ten sich auch die USA halten. 
Kommission und Rat for- 
derte Pöttering nachdrück- 
lich auf, diese Forderung 
„schwarz auf weiß" in die 
Dokumente der Europäi- 
schen Union zu schreiben. 
Dies gelte insbesondere 
auch für die Menschenrech- 
te in Tschetschenien. „Ge- 
ben Sie den Menschenrech- 
ten eine Chance durch klare 
Aussagen in Ihren Dokumen- 
ten", forderte Pöttering. 



Veranstaltung 

Berliner Gespräch 

„Nach uns die Sintflut - Wohlstand auf 
Kosten der Zukunft?" 

Sind Umwelt- und Wachs- 
tumsziele unvereinbar? 
Welchen Beitrag können 
die industrialisierten Län- 
der für einen globalen Um- 
weltschutz leisten? Wie se- 
hen Strategien aus, um 
Entwicklungs-, Umwelt- 
und wirtschaftliche Ziele 
in Einklang zu bringen? 

Antworten auf diese Fra- 
gen standen im Mittelpunkt 
der kontroversen Diskussion 
zwischen Klaus Töpfer, Exe- 
kutivdirektor des Umwelt- 
programms der Vereinten 
Nationen, und dem Vor- 
stands-Vize und Arbeitsdi- 
rektor der BASF AG, Eggert 
Voscherau, im Rahmen der 
Berliner Gespräche, zu de- 
nen die CDU regelmäßig ins 
Konrad-Adenauer-Haus ein- 
lädt. Moderiert wurde die 
Runde von Volker Angres, 
Leiter „ZDF Umwelt". 

In ihren Begrüßungswor- 
ten betonte die Vorsitzende 
der CDU Deutschlands, An- 
gela Merkel, die Notwendig- 
keit, im Rahmen einer globa- 
len Umweltpolitik wirt- 

schaftliche Belange und so- 
ziale Aspekte miteinander zu 
verbinden. Insbesondere die 
deutsche Industrie habe sich 
bemüht, Effizienz und Um- 

weltbelange zusammenzu- 
bringen, indem sie beispiels- 
weise eine Selbstverpflich- 
tung zur C02-Reduktion ein- 
gegangen sei, stellte An- 
gela Merkel fest. Jetzt müs- 
sten auch Staaten wie Russ- 
land oder die USA auf das 
Kyoto-Protokoll verpflichtet 
werden. 

Vorstands-Vize Eggert 

Voscherau vertrat die An- 
sicht, dass nur die ökono- 
misch erfolgreichen Indu- 
strienationen etwas für den 
Umweltschutz erreichen 
könnten. Beispielsweise för- 
dere die BASF als weltweit 
tätiges Unternehmen mit 
neuen Technologien und 
modernen Verfahren eine 

Ressourcen schonende Pro- 
duktion in den Entwick- 
lungsländern. Das Problem 
bestehe derzeit darin, dass 

das Bevölkerungswachstum 

und der damit einhergehen- 
de höhere Ressourcenver- 
brauch - als Beispiel nannte 
Voscherau die Volksrepu- 
blik China - die Chancen ei- 
ner nachhaltigen Entwick- 
lung nahezu zunichte mach- 
ten. Notwendig seien des- 

halb „Quantensprünge bei 
den Innovationen in den In- 
dustrieländern". Vorausset- 
zung dafür sei jedoch mehr 
Zeit, da neue Technologien 
„nicht auf Abruf zur Verfü- 
gung" stünden. Voscheraus 
Fazit: Fortschritte im Sinne 
einer nachhaltigen Entwick- 
lung sind nur „schrittweise" 
und zusammen mit den 
Menschen möglich. 

UNEP-Exekutivdirektor 
Klaus Töpfer betonte, dass 
die „ökologische Aggressi- 
on" nicht nur das Leben von 
Millionen Menschen bedro- 
he, sondern auch den Welt- 
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Veranstaltung 

frieden gefährde. Als Bei- 
spiel nannte er den Klima- 
wandel. So sei es einem 
Afrikaner nicht zu vermit- 
teln, dass sich vor Ort Dür- 
reperioden häuften, weil die 
Industrienationen ihre C02- 
Emissionen nicht reduzier- 
ten. In diesem Zusammen- 
hang zitierte Töpfer den 
britischen Premierminister 

Tony Blair, der dem Klima- 
wandel größere Auswirkun- 
gen zuschreibe als dem in- 
ternationalen Terrorismus. 
Wenn die Industrienationen 
also künftige Krisen vermei- 
den wollten, müssten sie 
sich ihrer Verpflichtung zur 
Umwelt- und Entwicklungs- 
zusammenarbeit stellen. 

Um hier dem Ziel „friedli- 
cher Lösungen" näher zu 
kommen, gebe es eine breite 
Palette von Instrumenten, 
unterstrich Töpfer. Im Einzel- 
nen sprach sich der Exekutiv- 
direktor nicht nur für Investi- 
tionen in die „Hardware", al- 
so die Lieferung technischer 
Anlagen aus, sondern auch 
für Investitionen in die Köpfe 
der Menschen. Beispielswei- 
se sei es unzureichend, Solar- 
anlagen in Afrika aufzustel- 
len ohne gleichzeitig kleine 
Unternehmer zu schulen, die 
diese Anlagen warten könn- 
ten. Ein weiteres Problem sei 
der Abfluss des Humankapi- 
tals. Insbesondere die Indus- 
trieländer müssten die Frage 
beantworten, welchen Preis 

sie bereit seien, für ihren 
Wohlstand zu zahlen. An- 
statt „auf Kosten der 
Zukunft" zu leben, sollte 
ein „verantwortbarer Wohl- 
stand für alle" geschaffen 
werden. 

In diesem Zusammen- 
hang versicherte BASF-Vor- 
stands-Vize Eggert, dass die 
Wirtschaft darauf hinarbei- 
te, Nachhaltigkeit im Wett- 
bewerb zu integrieren. Als 
Beispiel aus seinem Unter- 
nehmen führte er die „Öko- 
effizienz-Analyse" an. Da- 
nach werden Produkte und 
Verfahren sowohl unter Ko- 
sten-  als  auch   unter  Um- 

weltgesichtspunkten gründ- 
lich analysiert. Auf diese 
Weise seien Aussagen darü- 
ber möglich, mit welchen 
Materialien besonders Res- 
sourcen schonend produ- 
ziert werden kann. 

„Umweltpolitik ist Frie- 
denspolitik der Zukunft", 
fasste Generalsekretär Lau- 
renz Meyer die Diskussion 
zusammen. Der Politik kom- 
me deshalb die Aufgabe zu, 
umweltpolitische und wirt- 
schaftspolitische Maßnah- 
men in Einklang zu bringen. 
Dies gelte sowohl auf natio- 
naler wie auch auf interna- 
tionaler Ebene. 

Zu einem Gespräch mit dem Präsidenten der US-Noten- 
bank Alan Greenspan hat sich die Vorsitzende der CDU 
Deutschlands und der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen 
Bundestag Angela Merkel getroffen. In Begleitung von 
Friedrich Merz und dem US-Botschafter in Deutschland, 
Coats, wurden aktuelle Währungsfragen sowie die Lage 
der Weltwirtschaft besprochen. Greenspan riet zudem 
zu einer stärkeren Flexibilisierung u.a. des Arbeitsmarkts 
in Deutschland, um eine dauerhafte positive Wirtschafts- 

entwicklung zu ermöglichen. 



Buchvorstelluns 

„Mein Weg." Angela Merkel im 
Gespräch mit Hugo Müller-Vogg 

Wen schon immer interes- 
siert hat, welche Motive, Wer- 
te und Prinzipien Angela Mer- 
kel antreiben, hat jetzt die 
Chance, sich detailliert zu in- 
formieren. „Mein Weg" be- 
ruht auf neun langen Ge- 
sprächen, die der Journalist 
Hugo Müller-Vogg mit der 
Partei- und Fraktionsvorsit- 
zenden seit dem Frühjahr 
2003 geführt hat. Neben 
wichtigen politischen Posi- 
tionsbestimmungen gibt das 
Buch auch umfassend Aus- 
kunft über die Person Angela 
Merkel und ihren bisherigen 
Lebensweg. Der Leser erfährt 
aus erster Hand, wie sich die 
CDU-Vorsitzende die Zukunft 
Deutschlands, aber auch die 
ihrer Partei vorstellt.  Insbe- 

sondere der Begriff der Frei- 
heit, den Angela Merkel als 
Selbstbestimmung des Einzel- 
nen, als Bekenntnis zu Wett- 
bewerb und Eigenverantwor- 
tung hervorhebt, zieht sich 
wie ein roter Faden durch das 
Buch. Gleichzeitig plädiert sie 

eindeutig   für   Leistungsge- 
rechtigkeit   und   lehnt  jede 
Form   von   „Gleichmacherei" 
entschieden   ab.   Allerdings 
müsse die Politik den Men- 
schen auch vermitteln, „war- 
um sie gefordert sind, worum 
es auf lange Sicht geht". Nur 
wenn dies klar sei, wenn es 
der Politik gelinge, die Men- 
schen   mitzunehmen,  werde 

es auch die „notwendige Ak- 
zeptanz" für „einschneidende 
Reformen" geben. 

„Mein Weg." Angela 
Merkel im Gespräch mit 
Hugo Müller-Vogg 
Hamburg 2004. 
272 S. +8 S. Bildteil 
19,90 Euro 

ISBN: 3-455-09417-1 
Hoffmann und Campe 

LAURENZ MEYER: DEUTSCHLAND STAGNIERT 

Deutschlands Wirtschaft 
stagniert, weil das Vertrau- 
en der Menschen stagniert. 

Schröders Dilettanten- 
truppe sorgt mit ihren ab- 
surden Entscheidungen da- 
für, dass die Verunsicherung 
von Bürgern und Unterneh- 
men immer größer wird. 
Und angesichts des täglich 
unprofessioneller werden- 
den Politik-Managements 
kann man Bürgern und Un- 

ternehmen kaum verden- 
ken, dass sie ihr Geld zusam- 
menhalten und auf bessere 
Zeiten und eine bessere Re- 
gierung warten. 

Von Maut bis Gesund- 
heitsreform bekommen die 
Bürger tagtäglich vorge- 
führt, dass sie sich auf Regie- 
rungshandeln unter Rot- 
Grün nicht mehr verlassen 
können. Es spricht Bände, 
dass   dem   Kanzler   nichts 

Besseres einfällt als die Auf- 
forderung: „Deutsche, gebt 
mehr Geld aus!" Solange 
Schröder seine Wirtschafts- 
politik auf solche Appelle 
beschränkt statt die nötigen 
Reformen am Arbeitsmarkt, 
beim Steuersystem und den 
Sozialsystemen konsequent 
anzugehen, wird Deutsch- 
land nicht richtig aus dem 
Tal der Stagnation heraus- 
kommen. 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Erst Weißbuch, dann 
Reform! 

Erklärung zu den Umstruk- 
turierungsplänen von Ver- 
teidigungsminister Struck: 

Es ist unstrittig, dass die 
Bundeswehr grundlegend re- 

formiert werden muss, um sie 
für die Zukunft fit zu machen. 
Dabei blendetMinisterStruck 
aber aus, dass Deutschland 
nicht nuram Hindukusch ver- 
teidigt werden muss, sondern 
dass wir auch innerhalb unse- 
res Landes auf neue Bedro- 
hungen wie etwa Terroran- 
schläge vorbereitet sein müs- 
sen. Wir können die von 
Struck vorgeschlagene Re- 
form deshalb insgesamt nicht 
mittragen, weil eine Gesamt- 
verteidigungskonzeption 
fehlt und wir darin eine Ge- 

Christian Schmidt 

fährdung der Sicherheit unse- 
res Landes sehen. 

Wir fordern den Verteidi- 
gungsminister auf, eine Re- 
form vorzuschlagen, die lang- 
fristig trägt. Dazu brauchen 
wir ein Gesamtverteidigungs- 
konzept, in dem sowohl die 
Landes-und Bündnisverteidi- 
gung, aber auch der Heimat- 
schutzauftaucht. Zwarspricht 
Struck davon, baut aber mit 

seinen heutigen Entscheidun- 
gen die wesentlichen Fähig- 
keiten ab. Ersorgtdamitdafür, 
dass die Bundeswehr aus der 
Fläche verschwindet. Es ist 
grobfahrlässig.dassStruckdie 
Begründung für seine Reform 
erst ineinemjahrin Form eines 
Weißbuches nachreichen will. 
Richtig wäre, erst ein Konzept 
vorzulegen und auf dieser 
Grundlage zu entscheiden, 
welche Fähigkeiten erhalten 
oder ausgebaut werden müs- 
sen. Dass Struck die umge- 
kehrte Reihenfolge wählt, be- 
weist, dass sich sein Konzept 
vor allem daran orientiert, wie 
viel Geld noch in der Kasse ist. 

Struck sendet auch das 
falsche Signal in Richtung der 
wehrtechnischen Industrie. 
Der Minister verprellt Unter- 
nehmen in der Öffentlichkeit, 
ohne diese vorab auch nurzu 

STRUCKSBUNDESWEHRPLÄNE AUF EINEN BLICK 

Aufgaben: Die Bundes- 
wehr soll auf eine wach- 
sende Zahl von Ausland- 
seinsätzen in Krisenregio- 
nen und im Anti-Terror- 
Kampf vorbereitet werden. 
Die Bedeutung der Landes- 
verteidigung tritt in den 
Hintergrund. 

Truppenstärke/ Stand- 
orte: Die Zahl der Soldaten 
soll von rund 285.000 bis 
zum Jahr 2010 auf 250.000, 
die Zahl der Zivilbeschäf- 
tigten   von    125.000   auf 

75.000 reduziert werden. 
Die Zahl der Standorte soll 
um weitere 100 auf rund 
400 Standorte verringert 
werden. 

Struktur: Künftig soll es 
drei Streitkräftekategorien 
(Eingreifkräfte Stabilisie- 
rungskräfte, Unterstütz- 
ungskräfte) geben. In jeder 
werden Soldaten des Hee- 
res, der Luftwaffe und der 
Marine eingesetzt. 

Wehrform: Struck be- 
kennt    sich    verbal    zur 

Wehrpflicht, bereitet aber 
schon eine Streitkräfte- 
struktur vor, die ohne 
Wehrpflicht auskommen 
können soll. 

Ausrüstung/Rüstungs- 
projekte: Struck kündig- 
te Veränderungen von bis- 
herigen Rüstungsplänen 
an. Auf bestimmte Pro- 
jekte soll verzichtet wer- 
den (u.a. Modernisierung 
der Abwehrrakete „Pa- 
triot", Flugabwehrsystem 
„Mars.") 
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informieren. Gleiches gilt für 
die Soldaten selbst. Während 
sich die SPD in der Öffent- 
lichkeit stets als Beschützer 
der Arbeitnehmer darstellt, 
wird auf Soldaten und die ei- 
genen zivilen Mitarbeiter 
keinerlei Rücksicht genom- 
men. Die Ankündigung, ioo 
Standorte zu schließen, wird 
weitere Verunsicherung und 
Zukunftsangst bei den Betei- 
ligten auslösen. 

Bevor wir die Bundeswehr 
so grundlegend umbauen, 
brauchen wir eine öffentliche 
Debatte im Deutschen Bun- 
destag. Wir verlangen eine 
klare Erklärung des Bundes- 
kanzlers für den Erhalt der 
Wehpflicht. Dort muss Struck 
auch erklären, wieer Deutsch- 
lands Sicherheit mit Hilfe ei- 
ner Bundeswehr verteidigen 
will, die nur noch auf Ausland- 
seinsätze ausgerichtet ist. 

i Schmidt ist ver- 
teidigungspolitischer Frakti- 

onssprecher. 

Eichel mit Mogel- 
packung 

Stellungnahme zum vor- 
läufigen Jahresabschluss 

2003: 
Regierung und Koalitions- 

parteien kommentieren die 

jetzt bekannt gewordenen 
Zahlendesjahresabschlusses 
2003 erleichtert; es sei ja alles 
nicht so schlimm gekommen! 

Dietrich Austermann 

Die Nettokreditaufnahme 
liege um fast 5 Mrd. € unter 
den zuletzt geschätzten 43,4 
Mrd. € und sogar die Steuer- 
einnahmen seien um i,i Mrd. 
€ günstiger als zuletzt be- 
fürchtet. 

Das ist eine merkwürdige 
Betrachtung! Zu dieser Be- 
wertung kann nur gelangen, 
wer die Realitäten völlig aus 
dem Blick verloren hat. Der 
Nachtrag 2003, der Rot-Grün 
als Maßstab dieser zweifel- 

haften „Erfolgsmeldungen" 
dient, ist (noch) nicht in Kraft 
-er ist kein Maßstab. 

Maßstab des Haushalts- 
abschlussessind die unverän- 
dert geltenden Zahlen des 
(ursprünglichen) Haushalts 
2003. Danach sollte die Net- 
tokreditaufnahme 18,9 Mrd. 
€ betragen, jetzt liegt sie mit 
38,6 Mrd. € bei mehr als dem 

Doppelten. Die Steuerein- 
nahmen sind nichtetwa um 1,1 
Mrd. ? günstiger ausgefallen, 

tatsächlich liegensieumetwa 
11 Mrd. ? unter den ursprüng- 

lichen Haushaltsansätzen. 
Auch auf dem Arbeitsmarkt 
darf man nicht von 1,6 Mrd. € 
Minderausgaben reden; viel- 
mehrsind Mehrausgaben von 
insgesamt n Mrd. € zusam- 
mengekommen, allein der 
Bundeszuschuss zur BA 
beläuft sich auf 6,2 Mrd. € - 
geplant war: Null! Der Zu- 
schuss zur BA bedarf noch der 
Überprüfung: Im Dezembe- 

rergebnis der Bundesanstalt 
wurde noch eine Inan- 
spruchnahme von Bundes- 
darlehen in Höhe von rd. 8,6 
Mrd. € ausgewiesen; auf die- 

ser Basis ergibt sich eine Re- 
kord-NKA von 41 Mrd. €! 

Damit haben sich die War- 
nungen der Union aus dem 
Frühsommer 2003 alles in al- 
lem bestätigt. Damit steht 
auch fest, dass der Nachtrag 
2003 bereits im Sommer 
hätte vorgelegt werden kön- 
nen und müssen. Wer auch 
nur halbwegs ehrlich an die 
Ist-Zahlen 2003 herangeht, 

kann daran nichts Erfreuli- 
chesfinden.dieseZahlensind 
schlichtweg katastrophal. 
Das scheint die Bundesregie- 
rung aber nicht dazu zu be- 
wegen, von ihrer unseriösen 
Haushaltspolitik Abschied zu 
nehmen. 

Obwohl das Ist-Ergebnis 
des Jahres 2003 vorliegt, will 
die Bundesregierung im heu- 
tigen Vermittlungsverfahren 
den Nachtrag 2003 unverän- 
dert - d.h. mit mehreren mil- 
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liardenschweren Fehlern -im 
parlamentarischen Verfah- 
ren durchpauken. Sie will ei- 
nen Nachtragshaushalt ver- 
abschieden, von dessen Zah- 
len definitiv feststeht, dass 
sie falsch sind. Das ist eine 
weitere Eicheische Mogel- 
packung, eine mindestens ei- 
genwillige Interpretation der 
verfassungsmäßigen Haus- 
haltsgrundsätze von Klarheit 
und Wahrheit.. 

Dietrich Austermann ist 
haushaltspolitischer Frakti- 
onssprecher 

Rot-Grün verschleppt 
Graffiti-Bekämpfung 

Seit übereinem Jahr verzö- 
gert Rot-Grün eine Entschei- 
dung über Gesetzentwürfe 
der Opposition zur maßvollen 

Verbesserung der Rechtsalge 
bei der Graffiti-Bekämpfung. 

Die Koalition ist zerstritten 
und ein angekündigter eige- 
ner Gesetzentwurf ist immer 
noch nicht fertig. Schon in der 
letzten Legislaturperiode 

O998-2002) hatte Rot-Grün 
verhindert, dass das Problem 
gelöst wird. Deshalb hat die 
Union einen Bericht des 
Rechtsausschusses im Ple- 
num des Deutschen Bundes- 
tages durchgesetzt (Bundes- 
tagsdrucksache 15/2325). 

Graffiti verursacht riesige 
volkswirtschaftliche Schäden. 
In   Deutschland   entstanden 

nach einer Umfrage des Deut- 
schen Städtetages im Jahr 
2002 Kosten von über 200 
Mio. € nur für Graffitibeseiti- 

gung, etwa 50 € pro Quadrat- 
meter, oft zusätzlich Gutach- 
terkosten. In Berlin allein sind 
es jährlich 50 Mio. €, davon 15 
Mio. € bei den Verkehrsbe- 
trieben. Hier gibt es jährlich 
etwa 7000 Ermittlungsvor- 
gänge. Auch in kleineren Städ- 
ten grassiert das Fieber. In Ko- 
blenz zum Beispiel wurden im 
Jahr 2002 2000 Fälle zur An- 
zeige gebracht. Aufgeklärt 
wirdessogutwie nie, unterein 
Prozent. Sanktionen brau- 
chen die Schmierer nicht zu 

befürchten. 
Verheerend sind die sozia- 

len und städtebaulichen Fol- 
gen dieses nur vermeintlich 
kleinen Misstands: ganze 
Straßenzüge, Plätze und Ein- 
richtungen des öffentlichen 
Nahverkehrs bieten ein Bild 
der Verwahrlosung. Zahlrei- 
che Straßenzüge entleeren 
sich   und   verslummen   als 

Folge von Graffiti. Die Sozial- 
struktur der Bewohner engt 
sich ein auf die, die sich einen 
Umzug nicht leisten können. 
Mietminderungsklagen wer- 
den erhoben und beschäfti- 
gen die Gerichte. Gebäude - 
und Grundstückspreise sin- 
ken. Ein Gefühl der Unsicher- 
heit macht sich breit. 

Konsequentes Vorgehen 
gegen so genannte Bagatell- 
delikte wie Graffitischmiere- 
reien hatsicheindeutigalser- 
folgreich bei der Kriminal- 
prävention erwiesen - vor al- 
lem bei Kindern undjugendli- 
chen. Das Besprühen der 
weißen Wände anderer Leute 
oder von Bussen und Bahnen 
ist eben keine Bagatelle, ge- 
nau so wenig wie Ladendieb- 
stahl. Dasmussdeutlicherge- 
macht werden als bisher. All 
das hat die Kriminalitätsfor- 
schung mit ihrer „Broken- 
Windows-Theorie" wissen- 
schaftlich nachgewiesen und 
die Praxis in anderen Ländern 
hat es längst belegt. 

Derweil wächst der Scha- 
den bei uns Tag für Tag und 
Monat für Monat; jeden Tag 
über eine halbe Mio. €, jeden 

Monat üben6 Mio. €. 
Berlin musste inzwischen 

eine Gemeinsame Ermitt- 
lungsgruppe aus Polizei und 
Bundesgrenzschutz „Graffiti 
in Berlin" (GIB) einsetzen - 
und sie bezahlen. Ein Ermitt- 
ler ist bereits von ertappten 
Sprayern     niedergestochen 
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worden, ein andererwurdeei- 
nen Treppenaufgang herun- 
ter gestoßen und schwer ver- 
letzt. Einzelne organisierte 
Gruppen vermarkten ihre 
Graffiti-Bildbände und Vi- 
deofilme auf einem grauen 
Markt. In dieser Szene wer- 
den Claims abgesteckt. Die 
Kämpfe werden immer ge- 
walttätiger. Allein in Berlin 

sind 3.000 bis 4.500 Sprayer 
in 150 Gruppen („Crews") or- 
ganisiert. 

Peter Götz ist kommu na I- 
politischer Fraktionssprecher. 

Clement muss Ger- 
ster sofort entlassen 

Erklärung zur Diskussion 
mit dem Vorsitzenden der 
Bundesagentur für Arbeit 
Florian Gerster im Wirt- 
schaftsausschuss des Deut- 
schen Bundestages. 

Bundeswirtschaftsmini- 
ster Clement muss den Vor- 
sitzenden der Bundesagen- 
turfür Arbeit, Florian Gerster, 
sofort entlassen. Dies ist die 
einzig angemessene Konse- 
quenz aus dem Beraterskan- 
dal in der BA, der massiven 
Kritik des Bundesrechungs- 
hofes sowie der widersprüch- 
lichen Salami-Informations- 
taktik des BA-Vorsitzenden. 

• Die Vorwürfe des Bundes- 
rechnungshofs haben sich in 
jedem Einzelfall bestätigt. 
Der BA-Vorsitzende hat ge- 

Karl-Josef Laumann 

gen Haushalts - und Verga- 
berecht eklatant verstoßen. 
Die 1,46 Mio. teure PR-Bera- 
tungsfirma konnte de facto 
selbst festlegen, welche Lei- 
stungen für die Beitragsmit- 
tel erbracht werden. Weder 
eine Dokumentation noch 
eine Kontrolle der Berater- 
leistungen ist von der BA 
durchgeführt worden. 
• Florian Gerster hat den 
Wirtschaftsausschuss be- 
wusst getäuscht. Die Wider- 

sprüche zwischen Gersters 
Aussagen im Wirtschafts- 
ausschuss am 28.11.2003, 
dem Bericht des Bundes- 
rechnungshofes sowie den 
amtlichen Dokumenten blei- 
ben bestehen. 

Offenkundig sind in der 
BA relevante Dokumente 
manipuliert worden. So wird 
bspw. die Entscheidung für 
die Auftragsvergabe an WMP 
am 19. Februar mit der Regie- 
rungserklärung des Bundes- 

kanzlers begründet, die erst 
am 14. März 2003, also gut 

vier Wochen nach dem Vor- 
standsbeschluss, überhaupt 
gehalten worden ist. 

Gerster hat gegen klare 
Vorgaben des BA-Vorstan- 
des verstoßen. Der Vorstand 
hatte eindeutig beschlossen, 
dass WMP ein Beraterhono- 
rar von 1,2 Mio. € inkl. Mehr- 
wertsteuer erhalten soll. Der 
von Florian Gerster persön- 
lich ausgehandelte Vertrag 
beläuft sich auf ein Berater- 
volumen von 1,26 Mio. € oh- 
ne Mehrwertsteuer und ein 
Gesamtvolumen von 1,46 
Mio. €. Damit hat der BA- 
Vorsitzende persönlich eine 
Ausgabensteigerung von gut 
260.000 unabgestimmt und 
gegen den Vorstandsbe- 
schluss der BA durchgesetzt. 
Die Kosten der PR-Beratung 
waren damit deutlich höher 

als bislang bekannt. Da der 
BA-Vorsitzende die Verant- 
wortung für einen Etat von 
rund 53 Mrd. € trägt, sind an 
diese Person höchste Anfor- 
derungen an Integrität und 
Glaubwürdigkeit zu stellen. 
Das Vertrauen in diese Inte- 
grität Florian Gersters ist 
durch das Verhalten des BA- 
Vorsitzenden und die Art 
und Weise, wie der Berater- 
vertrag mit WMP zustande 

gekommen ist, nachhaltig 
erschüttert worden. 

Es gilt jetzt, den nötigen 
und sinnvollen Umbaupro- 
zess der Bundesagentur für 
Arbeit sowohl für die vielen 
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arbeitslosen Mitbürger aber 
auch die Beschäftigten der 
BA selbst mit einem Neuan- 
fang an der Spitze zu ermögli- 
chen. Dies ist der Weg, um 
Vertrauen in die BA wieder 
herzustellen. 

Karl-Josef Laumann ist 
Vorsitzenderder Arbeitsgrup- 

pe Wirtschaft und Arbeit. 

Konzeptloser 
Mautminister 

Erklärung zum Mautbe- 
richt durch Minister Stolpe 
in der Verkehrsausschuss- 
sitzung des Bundestages: 

Ich fordere Bundesmi- 
nister Stolpe auf, nicht mehr 
Nebelkerzen in Sachen Maut 
zu zünden, sondern endlich 
eine klare Mautkonzeption 
vorzulegen. Vorrangiges Ziel 
muss dabei die finanzielle Si- 
cherung der Verkehrsinfra- 
struktur sein. Auch in der 
Verkehrsausschusssitzung 
hinterlässt Minister Stolpe 
keinen handlungsfähigen 
Eindruck. Es gibt keine über- 
zeugenden Lösungskonzep- 
te, die eine Besserung brin- 
gen könnten. 

Die Fakten: 
i Für die Verkehrsinfra- 

struktur fehlen 2,1 Mrd. Eu- 
ro im Jahre 2004; wenn man 
die Ausfälle vom vergange- 
nen Jahr hinzurechnet, han- 
delt es sich also um einen 
Fehlbetrag von 2,8 Mrd. Eu- 

Dirk Fischer 

ro für Straße und Schiene. 
Die Folge: Bahnchef Meh- 
dorn schreibt bereits heute 
an Bahnbauunternehmen, 
dass alle laufenden Aus- 
schreibungen und Vergaben 
für die Eisenbahninfrastruk- 
tur gestoppt wurden. Damit 
gefährdet Stolpe viele Ar- 
beitsplätze bei deutschen 
Tiefbauunternehmen. 
• Dieses finanzielle De- 
saster hätten die Minister Ei- 
chel und Stolpe verhindern 
können, wenn sie sich an den 
im Vermittlungsausschuss 
gefundenen Kompro miss 
gehalten hätten. Die Maut- 
einnahmen müssten zusätz- 

lich zu den Infrastrukturmit- 
teln im Haushalt eingestellt 
werden. Da dies nicht erfolgt 
ist, fehlen nun fundamental 
die Mauteinnahmen bei Stra- 
ße und Schiene. 

Eine Wiedereinführung 
der Eurovignette wäre nur 
dritte Wahl, denn sie bringt 
im Jahr lediglich 450 Mio. €, 
während die Maut Einnah- 

men von 3,4 Mrd. € bringt. 
Keine Einlassungen zu 

konkreten Schadensersatz- 
forderungen gegenüber dem 
Mautkonsortium. Doch ei- 
nes ist klar, im Mautvertrag 
wurden weitergehende An- 
sprüche als die Vertrags- 
strafe ausgeschlossen. 

Stolpes Versuch, die Ver- 
kehrsinfrastrukturfinanzie- 
rungsgesellschaft mit Kre- 
ditfähigkeit auszustatten, 
wäre Schaffung eines Schat- 

tenhaushalts. Dennoch lässt 
Stolpe diesbezüglich eine 
Gesetzesänderung vorbe- 
reiten. 

Dirk Fischer ist ver- 
kehrspolitischer Fraktions- 
sprecher. 

(J)    WEB-TIPP 

Was hat sich seit dem 1. Ja- 
nuar 2004 geändert? Ant- 
worten finden Sie auf der 
Homepage der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion: 

Ergebnisse des Vermitt- 
lungsverfahrens 

http://www.cducsu.de/ 
upload/gesundheit 
031216.pdf 
Fragen und Antworten 

zur Gesundheitsreform 
http://www.cducsu.de/ 
upload/gesundheit 
031223.pdf 

Zentrale Änderungen in 
der Gesetzlichen Kranken- 
versicherung 

http://www.cducsu.de 
/upload/gesundheit 
031216.pdf 
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Bürgerpartei CDU. 

Reformprojekt für eine 
lebendige Volkspartei. 

Bestell-Nummer:5096 
Preis je 25 Stück: 28,00 € 

inkl. MwSt: 29,96 € 

Deutschland fair ändern. 

Ein neuer Generationen- 

vertrag für unser Land. 
Programm der CDU zur 
Zukunft der sozialen 
Sicherungsysteme 

Bestell-Nummer: 5097 
Preis je 25 Stück: 37,00 € 

inkl. MwSt.: 39,59 € 

Ein modernes 
Einkommensteuerrecht 

für Deutschland 

Bestell-Nummer: 5098 
Preis je 25 Stück: 16,50 € 

inkl. MwSt: 17,65 € 
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